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LNr. I41 .] Verhandlungen der II. Kammer der badischen Stände im Jahre 1842. l> September. |
Herausgegeben von den Abgeordneten

Wassermann , Vissing , v . Ähsiein , Kuenzer, Martin , Nindefchwender , Sander , Welcher und Weller.
Redigirt von dem Abg . Mart Mathy . — Druck von Malsch und Vogel .

53ste öffentliche Sitzung der 2. Kammer .
Karlsruhe , 1 . September. Präsident Bekk. Regie¬

rungskommission : Staatsrath Frhr . v . Rüdt , Ministerial-
rath v . M arsch a l l.

Goll übergicbt eine Petition der Bürstenmacher in
Karlsruhe , Aufhebung des HausirhandclS mit Bürsten
betreffend .

Mathy übergibt eine wiederholte Eingabe von Bürger¬
meistern und Wablmännern der Aemter Tauberbischofs¬
heim , Gerlachsheim und Borberg, tue verschiedenen aus der
Weinproduktion lastenden Abgaben betreffend, und bittet zu¬
gleich den Präsidenten , die zur Berathung der Motion deS
Abg. Bassermann niedergesetzte Kommission , welcher diese
Eingabe zu überweisen ist, zu berufen, damit sie der Kam¬
mer baldige Vorlage mache .

Die Tagesordnung führt zum Bericht deS Abg. von
I tz st e i n über die noch rückständigen Positionen des außer¬
ordentlichen Budgets.

Ministerium des Innern . Tit . VIll . Bezirks -
Justiz und Polizei . Amthaus - und Gefäng -
n i ß b a u t e n .

Die Anträge der Kommission, ihre Begründung in dem
Berichte sind in Nr. 130 u . 131 , Seite 515 dieses Blattes
mitgctheilt , so wie die Verhandlungen darüber , in deren
Folge der Gegenstand an die Kommission zurückgewiesen
wurde.

Nach abermaliger Berathung stellt nun die Kommission,
mit Rücksicht auf die von der Regierungskommission gege¬
benen Erläuterungen, folgende Anträge:

1 ) Für Vollendung des Amthauses und Gefängnisses in
Wiesloch die noch erforderliche Summe von 9,021 fl. —
zu bewilligen.

2) Für Weinheim ebenso . 6,503 fl . 55 kr.
3) Für daö Gefängniß in Engen . . 6,780 fl . —
4) Für Gefängnisse in Sinsheim . . 26,000 fl . —

und für den Bauplatz . . . . 1,407 fl. 30 kr.
5 ) Für das Amthaus in Baden die geforderten

44,000 fl . —
6) Für das Gefängniß in Bretten, den Preis des Bau¬

platzes mit . . . . 820 fl . 48 kr .
Der auf 15,000 fl . angeschlagene Bau bleibt für diese
Periode noch ausgesetzt .

7) Für das Gefängniß in Brucksal , welches zu 31,369 fl.
17 kr . angeschlagen ist , ausschließlich des Platzes , welcher
1,997 fl . 41 kr . kostet , sollen im Ganzen 24,000 fl . als
hinreichendbewilligt , und davon vor der Hand % mit 6,000 fl.
in das Budget ausgenommen werden .

8) Den Gefängnißbau in Walldürn, wofür 12,778 fl. 3 kr.
gefordert werden, bis zur Criminalgerichtöorganisation auö -
zusctz ^n .

9) Den Bau eines Amthauses in Buchen einstweilen
noch auSzusetzen ; dagegen von den für ein Gefängniß ge¬
forderten 16,245 fl. , sodann 1,485 fl. für den Platz ; da¬
von lU mit . 4,433 fl.
zu bewilligen.

10) Für das Gefängniß zu Offenburg '/« des muthmaß -
llchm Bedarfs mit . , . 6,500 fl .

11 ) Für den Platz und Vorarbeiten zu dem Gefängniß¬
bau in Durlach . 5,000 fl .

12) FürMöskirch den Platz zum Gefängniß mit 2,500fl .
13) Den Gefängnißbau in Heiligenberg noch ausgesetzt

zu lassen .
Die Kommission findet die Modellpläne, wonach künftig

alle Gefängnisse des Landes gebaut werden sollen , in der
Ausführung zu theuer und ist der Ansicht , daß der hier¬
nach für die Gefängnisse des Landes erforderliche Aufwand
von mehr als 1V» Millionen sich nicht durchführen lasse.
Sie wünscht einstimmig , daß die Modellpläne abgeändert
und für wohlfeilere Gefängnisse eingerichtcl werden möchten.

Staatsrath Frhr . v . Rüdt bedauert, daß die Geschäfte
durch diese Angelegenheit so sehr vermehrt worden sind ,
dankt aber der Budgetkommission , daß sie derselben ihre
Aufmerksamkeit wiederholt gewidmet hat ; sie werde sich
überzeugt haben , daß noch viele Bedürfnisse vorhanden sind,
und nur daS Nothwendigste gefordert wurde . Die Modell¬
pläne seien von Sachverständigen gründlich berathen und
festgesetzt worden . Für die Zukunft können Vorschläge zu
Abänderungen , um Ersparnisse zu erzielen , beachtet werden .

v . Jtzstein bedauert , daß man die Modellpläne der
Kammer nicht früher vorgelegt habe , da sie der Maßstab
für alle solche Gebäude seyn sollen . Der Aufwand stellt
sich darnach entschieden zu hoch .

G o t t sch a l k hat sich nur mit schwerem Herzen zu der
Bewilligung der Ungeheuern Summen verstanden ; man sei
von der Ansicht ausgegangen , daß ein bereits angefan¬
gener Bau vollendet werden soll , um einmal ein Muster
dieser Einrichtungen zu sehen . Die Schuld wegen ver
Pläne treffe nicht die Regierung, sondern die Techniker und
hie und da auch die Beamten. Der Redner führt ein
solches Beispiel von dem Bau der Bürgerschule in Schopf¬
heim an . Ec wünscht , daß die Regierung den Technikern
eine Grenze ziehe, wornach sie sich zu richten hätten.

Fanth und Schaaff stellen den Wünschen der Bud -
gctkommission einige Bemerkungen entgegen .

Rin des ch wender glaubt , daß man über die allge¬
meine Diskussion leicht wegkommcn könne , da von Seilen
der Regierung zugesichert sei , daß die Wünsche der Kom¬
mission beachtet werden sollen .

Die Anträge für die Gefängnisse von Wiesloch, Wein¬
heim und Engen werden bewilligt.



556

Zu dem Vorschlag , 27, -108 fl . für Sinsheim zu geneh¬
migen , bemerkt Rindeschwender , daß , wenn der Bau
noch nicht zu weit vorgeschritten ist , eS vielleicht möglich
wäre , noch eine zweckmäßige Abänderung zur Ersparung
der Kosten zu treffen .

Der AmthauSbau in Baden mit 44,000 fl . wird ge¬
nehmigt .

Staatsrath Frhr . v . R ü d t erläutert hiezu , daß in Folge
dieses Baues beträchtliche Mierhzinse erspart werden ; zu¬dem sei die gegenwärtige Amtskanzlei durchaus ungenü¬
gend und der Beamte hat keine eigene Wohnung ; das
Amtsrevisorat , welches ebenfalls kein eigenes Lokal hat ,wird in das neue Amthaus verlegt . Das alte Amtsge¬bäude wird zu weiteren Gefängnissen verwendet . — Für
Breiten werden 821 fl . ( für den Platz ) bewilligt . — Zu
Bruchsal bemerkt der Berichterstatter , daß der hohe Ko¬
stenbetrag daher komme , daß man Sandsteine weit her
führen lasse , ŵährend die Bruchsaler Kalksteine nicht blos
zum Bau des Schlosses , der Kirchen und der Wohnhäu¬
ser dienten , sondern auch für die neue Central - Strafan¬
stalt verwendet werden . ' *

Staalsrath Frhr . v . Rüdt . Es wird der Regierung
angenehm seyn , wenn man diese Steine verwenden und
dadurch an den Kosten sparen kann . Dieß wird versuchtwerden . Früher hielt man diese Steine für zu weich ; erstin der letzten Zeit hat man einen bessern Steinbruch ent¬
deckt. Jedenfalls schlägt er vor , die Kosten des Platzesmit 1,997 fl. noch zu den 6,000 fl . zu bewilligen .

Tresurt hält diesen Vorschlag für geeignet , obschoner glaubt , daß man durch die Verwendung von Kalkstei¬
nen

^
mit der Summe reichen werde , welche die Kommission

vorschlägt . Er bestätigt die Bemerkung des Abg . Gott¬
schalk , daß man bei den Vorschlägen der Lokalbeamten
behutsam seyn sollte , indem Jeder , der an einen Ort
komme , gern etwas Neues machen wolle .

v . Jtzstein schließt sich dem Vorschlag an , den 6,000 fl.die weiteren 2,00ß für den Platz beizufügen , was von der
Kammer angenommen wird .

Zu dem Antrag für Buchen äußert Staatsrath Frhr .
v . Rüdt , daß das Bedürsniß eines Amthauses nicht min¬
der dringend sei als der Gefängnißbau ; hier handle es
sich nicht um Luruö , sondern um ein Bedürsniß des Dienstes .

Fauth schlägt vor , Ti der Kosten für den Bau des
AmthauseS zu bewilligen , da jedenfalls in Buchen ein
Amtssitz bleibt , und der Bau jetzt schon dringend noth -
wendig ist , was schon in den Vorlagen der Negierung
nachgewiesen wurde . Es wäre gegen die Humanität , die
Beamten länger in dem unzureichenden , ungesunden und
allen Störungen ausgesetzten Raum zu belassen .

Leib lein , Züllig und Rettig unterstützen diesen
Antrag aus denselben Gründen .

v . Jtzstein kennt das Amthaus , welches zwar nicht
so gut sei , wie das in Baden wird ; allein es lasse sichbis zur nächsten Budgetperiode noch recht gut darin wohnen .Es find noch viele Verbesserungen zu berücksichtigen , welche
ebenfalls dringend sind und er glaubt , daß genug gethanist, wenn man bei den bisherigen Bewilligungen für solcheBauten mit 121,000 fl. stehen bleibt .

Der Antrag des Abg . Fauth wird verworfen .
Für Offcnburg werden 6,500 fl. bewilligt , für Durlach

sind 5,000 fl . angetragen . Der Bau in Durlach wird als
dringend bezeichnet , da die Stadt den Thurm abreißcnwill . Deshalb wünscht Staatsrath Frhr . v . Rüdt die Be¬
willigung einer größer » Summe , da man den Platz noch

nicht habe . Blei dorn schlägt nach dem Wunsche der
Regierung vor , 6,500 fl . einstweilen zu bewilligen .

v . Jtzstein macht darauf aufmerksam , daß eine größereSumme darum nicht in Antrag gebracht wurde , weil we¬
der ein Platz noch äleberschläge vorhanden sind . Da aber
der von der Domänenverwaltung zu erkaufende Platz baar
bezahlt werden muß , so hat er gegen die Bewilligung von
6,500 fl . nichts zu erinnern . — Dir Kammer tritt diesem
Vorschlag bei .

Für Möskirch werden 2,500 fl . genehmigt .
Staatsrath Frhr . v . Rüdt verlangt dre Bewilligungder ausgesetzten Bauten für Walldürn , Hornberg und

Heiligenbcrg .
V o g e l m a n n stellt den Antrag , bei Walldürn 1500 fl.

für den Platz und 7 » der Bausumme mit 3,195 fl. zu
bewilligen .

S chaaff und Junghanns unterstützendiesenAntrag .
Hoffmann erläutert , daß nach der Ansicht der Kom¬

mission im ordentlichen Budget die Mittel liegen , das Ge -
fängniß so weit herzustellen , daß eS noch dauern kann ,bis die Trennung der Justiz von der Administration voll¬
zogen ist.

Staatsrath Frhr . v . Rüdt entgegnet , daß der Thurm
so baufällig ist, daß die Baubehörden die Verantwortlich¬
keit für die Sicherheit nicht mehr übernehmen wollen . Bei
einer Veränderung in der Organisation bleibe dieses Ge -
fängniß immer nöthig , da in Walldürn eine Gerichtsbe¬
hörde bleiben muß .

v . Jtzstein erinnert , daß die Regierung 1837 erklärte ,der Bau solle bis zur Aenderung der Organisation blei¬
ben . Jetzt , da der Thurm einen Sprung bekommen , kann
er mit den Mitteln des ordentlichen Budgets hergestellt
werden . DaS Amt Walldürn kann bei eintretender Äende -
rung in der Organisation unter die umliegenden Aemtcr
vertheilt werden . Der Redner besteht auf dem Antrag der
Kommission .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt und V o g e l m a n n erklä¬
ren , daß der Thurm nicht mehr zu reparircn ist , und die
Häuser der Nachbarn gefährdet sind .

v . Jtzstein . Davon steht nichts in den Akten .
Der Antrag des Abg . Vogelmann wird verworfen .
Die Forderung für Heiligenberg wird von Staats¬

rath Frhr . v . Rüdt damit begründet , daß daselbst eigent¬
lich kein Gefängniß , sondern nur ein dazu hergcrichtetes
Wachthaus sich befinde , weshalb ein Bau nothwendig sei.
Da kein Mitglied den Vorschlag ausninimt , so wird der
Antrag der Kommission angenommen .

Der Präsident zeigt an , haß der Gesetzentwurf über die
Hundstaren von der 1 . Kammer mit Abänderungen zu¬
rückgekommen ist, also einer nochmaligen Berathung unter¬
liegen muß . ( Die am Schlüsse verlesene Adresse siehe in der
gestrigen Nummer . ) _

54fle öffentliche Sitzung der 2. Kammer .
Karlsruhe , 2 . September . Präsident : Bekk . — Re »

gicrungskommission : Staatsrath Frhr . v. Rüdt , Geh .
Res . Eichrodt .

Der Präsident zeigt an , daß die 1 . Kammer dem
Gesetzentwurf über die Besteuerung dcö Runkelrübenzuckers
beigctreten ist.

Rettig berichtet über den von der 1 . Kammer abge¬
änderten Entwurf für die Hundetaren .

Der erste Punkt der Verschiedenheit besteht darin , daß
die 1 . Kammer als Regel für den Hund 6 fl , und für
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die Hündin 4 fl . fordert ; die Kommission schlägt vor , bei
dem früheren Beschluß von 4 fl. und 2 fl . stehen zu bleiben .Die Diskussion wird zugleich auf die Frage ausgedehnt ,ob überhaupt Ausnahmen statt finden sollen oder nickt .
Hier ist die Kommission der Ansicht , daß Bewohner ein¬
zeln stehender Häuser , die wenigstens 100 Ruthen von der
nächsten Wohnung entfernt sind , eine herabgesetzte Tare
von 2 fl . und 1 fl. bezahlen sollen .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt hält daö von der 1 . Kam¬
mer angenonlmene System der höhern Tare mit Ausnah¬men für Gewerbe und Sicherheit für angemessen . Der An¬
trag der Kommission wäre eine Abweichung von dem frü¬her

'
festgehaltencn Satze der nieder » Tare ohne Ausnah¬men , daher nicht zweckmäßig .

An der nicht ohne Zeichen der Ungeduld angehörtenDiskussion nehmen dieAbg . Züllig , Posselt , Gott¬
schalk , S ch a n z l i n , v . I y st e i n , G e r b c l, H e l b i n g ,Hecker und Rettig Theil .

Sander schlägt vor , auf dem Satz von 4 fl . und2 fl. stehen zu bleiben und die von der 1 . Kammer fest¬gesetzten Slusnahmen anzunehmen .
T r e f u r t macht auf die Ungleichheit aufmerksam , welche

durch die Ausnahmen in der Besteuerung eintritt und Un¬
zufriedenheit erregt .

Die Kammer beschließt mit großer Mehrheit , keine Aus¬
nahmen zuzulaffen und die Tare von 4 fl . und 2 fl . her -
zustellcn , also auf dem früheren Kammerbeschluß zu behar¬ren . Ferner hat die erste Kammer den Regierungsentwurfdarin wieder hergestellt , daß 7 * der Tare in die Staats¬
kasse und Vz >n die Gemeindekaffe falle . Die Kommission
schlägt vor , den Ertrag zur Hälfte zu theilen , was . dieKammer annimmt .

v . Jtz stein erklärt , dast er dieses Gesetz für ein Finanz¬
gesetz halte , was schon 1833 von den bedeutendsten Red¬
nern und fast allen Mitgliedern der Kammer behauptetwurde . Er gibt diese Erklärung , uni die Rechte der Kam ?
wer zu wahren . Die Frage muß entschieden werden ,falls die erste Kammer dem Entwurf nicht beitreten sollte .

Posselt upd Rindcschwender schließen sich dieser
Erklärung an ; der Letztere mit der Bemerkung , die Negie¬
rung habe dieser Kammer nur das Budget vorgelegt , und
außerdem , um das Volk vor Wuth zu schützen, das Hunde¬
gesetz. Es wäre also doch gut , ein Mittel zu erfinden ,um dieses Gesetz zu Stande zu bringen .

Staatsrath Frhr . v . Rüdt findet es natürlich , daß die
Mehrheit sich für eine Frage erkläre , wobei es sich um die
Erweiterung der Rechte einer Kammer gegenüber der an¬dern handle . Dieses Gesetz sei kein Finanzgesetz ; wollte
man den Streit darüber beginnen , so könnte die erste Kam¬
mer eine große Abrechnung bringen , da in manchem als
Finanzgesetz behandelten Gesetze Bestimmungen Vorkommen ,die nicht finanziell sind . Man sollte daher , wenn nickt
besondere Veranlassung vorliege , die Frage auf sich be¬
ruhen lassen .

v. Jhstein entgegnet , daß durch diese Auslegung das
Bewilligungsrecht der zweiten Kammer vernichtet wäre .Der frühere Minister Winter habe auch erklärt , daß die
Regierung ein Gesetz , das sie nicht für ein Finanzgesetzhalt , wenn es von der zweiten Kammer dafür erklärt wird ,zurücknehmen werde . Jetzt liege übrigens kein Anlaß zuweiterer Erörterung vor , da die erste Kammer sich nochnicht ausgesprochen habe .

Der Entwurf wird von der Kammer mit 52 gegen 3Stimmen (Helbing , Schaaff und Schanzlin ) angenommen .

Die Tagesordnung führt zur Diskussion des von dem
Abg . Junghanns erstatteten Berichtes über die Adresse der
ersten Kammer , den Vollzug des Zehntablösungsgesetzes
betreffend . Die Anträge der ersten Kammer sind folgende :

Seine Königliche Hoheit den Großherzog zu bitten :I . den Entwurf eines Gesetzes vorlegen zu lassen , worin
vorgeschrieben wird

1 ) daß ein Uebereinkommen zwischen Zehentbcrechtigtenund Zehentpflichtigcn über die Zehentablösung in Bezugauf das von den letztern zu entrichtende Ablösungskapital
rechtsgültig abgeschlossen werden kann , auch ehe die Fi -
nanzdehörde darüber gehört worden ist , in so fern nichtdas Gegentheil ausdrücklich bedungen wird ; vorbehaltlich
jedoch der daneben erforderlich bleibenden näheren Ermitt¬
lung und Festsetzung des zu leistenden Staatszuschusses ;2 ) daß die Rechtsgültigkeit eines Uebereinkommenö über
die Zehentablösung , wenn es nach vorausgegangenem , die
Zehentablösung vertilgendem Beschlüsse der Gemeindever¬
sammlung von dem Gemeinderath und BürgerausschußNamens der Gemeinde abgeschlossen worden ist , einer
Genehmigung der Gemeindeversammlung nicht weiter be¬
darf , wenn diese nicht entweder in dem Gemeindcbcschlusse ,oder in dem Uebereinkommen selbst Vorbehalten worden ist ;3 ) daß die in Folge eines noch nickt rechtsgültigen , jedochdie Summe des Zehentablösungskapitals vorläufig fest¬
setzenden Uebereinkommens geschehene Einstellung der
Zehententrichtuug von sämmtlichen Zchcntpflichtkgen einer
Gemarkung bewirkt , daß das vorläufig bestimmte Zehent¬
ablösungskapital von dem 1 . Januar des Jahres an , in
welchem die Einstellung der Zehententrichtung erstmals statt¬
gehabt hat , biö zur endgültigen Festsetzung des Ablösungs¬
kapitals zu fünf vom Hundert an den Zchentberechtigtenvon den Zehentpflichtigcn , beziehungsweise von der Ge¬
meinde , wenn von dieser die Zchenlablösung vermittelt
wird , verzinst werden muß ; 4 ) daß der § 25 desZehent -
ablösungsgesetzcs aufgehoben und statt dessen folgende Be¬
stimmung gegeben werde :

„ der die Ablösung verlangende Theil kann von sei¬
nem Begehren nicht wieder abgehen „ ausgenommen ,wenn der andere Theil einwilligt .

5 ) daß die im Landrcchtssatze 710 e . b . erwähnten ruhen¬den Zehnten , wenn sie zu Zehentdistriktcn gehören , in wel¬
chen in den Fällen des § . 23 , Absatz 1 und 2 des Zehent -
ablösungsgesetzes die Zehcntablösung erfolgt , oder in Ge¬
mäßheit jenes Gesetzes schon erfolgt ist , ebenfalls zur Ab¬
lösung zu bringen sind , und ein Fünftel des Ablösungs -
kapitals als Staatszuschuß zu entrichten ist.II . Durch Verordnung

1 ) die Instruktion für die Amtsrevisorate über die Ab¬
fassung der die Zehentablösung betreffenden Urkunden in er¬
forderlicher Weise vervollständigen zu lassen ; 2 ) vorzu¬
schreiben , daß der gerichtlichen Verhandlung über eine
Zehentablösung ein gerichtlicher Versuch zur Bewirkungeines gütlichen Uebereinkommens in jedem Falle , auchwenn ein solcher außergerichtlich schon stattgefunden hat ,
vorangehen muß ; 3 ) die Vorschrift zu geben , daß , wenndie Frage , wem bei dem Bau von Kirchen , Pfarr - und
Schulhäusern die Leistung der Hand - und Fahrdienste ob¬
liegt , bei der Zehentablösung sich als streitig zeigt , von
folgenden Grundsätzen auszugehen sei : a ) daß zum
Behufe der Zchentablösnng die als streitig sich darstellende
Frage , von wem die Hand - und Fuhrarbciten zu leisten
seien , zur Entscheidung gebracht werden könne und müsse ,
auch wenn kein Bausall gerade vorliegt : b ) daß für den
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baupflichtigen Zehentberechtigten weder eine Veranlassung
noch eine Verbindlichkeit besteht, die Klage hierauf anzu¬
stellen, sondern v) daß nach der Absicht und Vorschrift des
§ . 15 des Kirchenbau- Edikts (Regierungsblatt von 1808 .
Nr. 13 ) die Kirchspielsgemeinde klagen muß , wenn sie
behaupten will , daß nicht ihr, sondern dem baupflichtigen
Zehentherrn die Verbindlichkeit obliege , die Hand - und
Fuhrarbeiten zu übernehmen .

Die Kommission schlägt vor :
I . Den Beitritt zu den Absätzen I . 1 , 2 und 5 der von

der hohen ersten Kammer vorgeschlagenenAdresse abzulehnen .
II. Den Vorschlägen zu I . 4 und zu II . 2—3 mit eini¬

gen Abänderungen beizutretcn.
III . Eine Avreffe an Se. Königl . Hoheit den Groß¬

herzog unterthänigst zu richten, worin gebeten wird :
A . Ein Gesetz vorlegen zu lassen , welches vorschreibt:

1 ) Wenn nach Abschluß einer Uebereinkunft , welche ent¬
weder von Gemeinderath und Ausschuß oder von den in
8 . 50 des Zehntablösungsgesetzes bezeichnelen Bevollmäch¬
tigten der Zehntpflichtigen mit den Zehntberechtigten über
das Ablösungskapital getroffen , von der Gemeinde oder
den Zehntpflichtigen aber angefochten wurde , die Zehntent¬
richtung von sämmtlichen Zehntpflichtigen der Gemarkung
eingestellt wird : so bewirkt diese Einstellung , daß das im
angefochtenen Vertrag bestimmteZehntablösungskapitalvom
1 . Januar des Jahrs an , in welchem die Einstellung der
Zehntentvichtung erstmals stattgchabt hat , bis zur endgül¬
tigen Festsetzung des Ablösungskapitals zu 5 vom Hundert
an den Zehniberechtigten von den Zchntpflichtigen , beziehungs¬
weise von der Gemeinde , wenn von dieser die Zehntab¬
lösung vermittelt wird , verzinst werden muß , vorbehaltlich
der Ausgleichung , in soweit der Zins von dem endgültig
festgesetzten Kapital mehr oder weniger hetrüge , als der
bis dahin vorläufig bezahlte Zins betragen hat. 2) Der
die Zehntablölung verlangende Theil kann von seinem
Verlangen , sobald die Sache nach den Vorschriften des
8 . 58 und ff. über die Ablösung mittelst gerichtlichen
Verfahrens rechtshängig geworden ist, nicht wieder abgehen,
ausgenommen wenn der andere Theil einwilligt . 3 ) Wenn
die Frage , wem bei dem Bau von Kirchen, Pfarr - und
Schulhäusern die Leistung der Hand - und Fuhrarbeiten
obliegt, bei der Zehntablösung sich als streitig zeigt , so
muß diese Frage aus Klage des Zehntherrn oder der Kirch -
spielögemeinde zur richterlichen Entscheidung gebracht wer¬
den, auch wenn kein Baufall gerade vorliegt .

8 . Ferner die Anordnung zu treffen , dav 1 ) in Fällen,
wo Zchntberechtigte, Zehntpflichtige und Lastenübernehmer
dazu einwilligen , die Staatskasse ermächtigt werde , den
Staatszuschuß und das Anlehen auS der Zehntschulden-
tilgungskassc auch vor der endlichen Festsetzung des Lasten -
kapitalS zu verabfolgen ; 2) daß die Regierung da , wo
der Domänenfond und das Kirchenärar zehntberechtigt sind ,
zu solchen Vereinbarungen , wodurch die alsbaldigeAufnahme
des Ablösungskapitals mit Vorbehalt der nachträglichen Be¬
stimmung des Lastenkapitals bewirkt wird , so viel an ihr liegt,
beitrage ; 3) daß Se . Königl. Hoheit die Errichtung eines
allgemeinen Zehentlastenfonds in Erwägung ziehen lassen
möchten, in welchen Fond die Gemeinden die für Neu¬
bauten bestimmten Ablösungskapitalien einlegen können,
in der Art , daß denselben nach Verhältniß der Rein-Ein¬
nahme des Fonds zu der jeweiligen Gesammtschuldigkeit
Zins und Zinseszinse alljährlich gutgeschricben und das
Guthaben im Falle eines Neubaues nach Bedürfniß wieder
verabfolgt werde , und daß 4) die Gerichte beauftragt

werden, vor der gerichtlichen Verhandlung über , eine
Zehntablösung stets einen Versuch zur Bewirkung eines
gütlichen Uebereinkommens vorzunehmen , auch wenn ein
solcher außergerichtlich schon stattgefnduen hat.

Die Anträge I . und II . werden ohne Erinnerung an¬
genommen .

Zu III. A . 1 . bemerkt v. Jtzstein , daß dieser Antrag
um so weniger einem Anstand unterliegen werde , da er
bereits faktisch so besteht .

2 und 3 werden ohne Bemerkung angenommen .
Zu R . 1 und 2 bemerkt v . Jtzstein , daß der Herr

Finanzminister früher diese Zusicherung gegeben habe , allein
unter der Bedingung , daß die Gemeinden einstweilen die
Baupflicht übernehmen , was sie schwerlich thun werden.
Es sollte jedoch ein Mittel zur Abhülfe gefunden werden,
da die Erledigung dieser Geschäfte noch lange dauern wird .

Nach einigen Aeußerungcn der Abg. Mördes , v.
I tz st e i n und dcö B e r i ch t e r st a t t e r S , so wie des Hrn.
Staatsr . v . Rü dt , werden die beiden Anträge angenommen .

Gegen 3 erinnert Rettig , daß ein solches Zusammen¬
legen in eine Kasse nach vielen Erfahrungen bedenklich und
daß daher vorzuzichen sei , örtliche Fonds zu errichten , in
welchen sich die Mittel ansammeln .

v. Jtzstein entgegnet , daß die Gemeinden nicht ge¬
zwungen werden sollen , die Kapitalien in eine solche Kaffe
einzulcgen ; ferner handle eö sich jetzt noch nicht um ein Ge¬
setz , sondern um die Bitte , daß die Regierung den Vor¬
schlag in Erwägung ziehen möge. Ucbrigens sei die Er¬
richtung eines solchen Fonds das beste Mittel zum Zweck
der allmäligen Bildung eines Kapitals ; die Zersplitterung
der- Mittel würde die Gemeinden schweren Lasten aus¬
setzen und das Gesetz wäre keine Wohlthat mehr.

Bekk , welcher den Vorsitz dem ersten Vizepräsidenten
Bader abgetreten hat, schließt sich ganz dieser Ansicht an
und kann nicht begreifen , wie der Abg . Rettig verziehen
rönne , daß die Gemeinden die oft sehr kleinen Beträge ,
welche sie für die Baupflicht erhallen , besonders anlegen
sollen .

Staatsrath Frhr . v . R ü d t findet die Bemerkung deö
Abg . Rettig nicht so verwerflich , indem für kleine Kapi¬
talien in den einzelnen Gemeinden besser gesorgt und ein
höherer Zins erzielt werden kann , als bei einer großen
Anstalt . Eine Menge von Gemeinden werde darum ihre
Gelder bei sich behalten und verwalten .

Mördes , v . Jtzstein ^ Gerbel , Staatsrath Frhr.
v . Rüdt und der Berichterstatter nehmen an der
weiteren Verhandlung Theil , worauf der Antrag B , 3
angenommen wird , ebenso Ziffer 4 .

Die Tagesordnung führt auf di^ Beratbung des beilie¬
genden Berichtes des Abg . Rindeschwendcr , die
Preßfreiheit betreffend . Vorher berichtet Züllig über eine
Eingabe der Redaktion des badischen Kirchen- und Schul¬
blattes , ihre Beschwerden gegen die Censur betreffend . Die
Kommission findet die Beschwerde gegründet und trägt auf
empfehlende Uebcrweisung an das Großh. Staatsministe¬
rium an , mit dem ausdrücklichen Wunsche, daß der Censor
angewiesen werde , das .badische Kirchen- und Schulblatt
mit besonderer Schonung, zu behandeln . Wir werden diese
Verhandlungen ausführlich nachtragen .

Die beiden Anträge der Kommission wurden mit allen
gegen fünf Stimmen (Fauth, Leiblein, Schaaff , v . Stock¬
horn , Waag) angenommen .

(Hiezu eine Beilage ) .
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